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DIE AKTE HEFENHOFEN

Die Wut des
Pferdequälers
Der Fall Hefenhofen hat Schlagzeilen gemacht:
Ein Jahrzehnt lang durfte ein Bauer Tiere halten,
obwohl er als Tierquäler vorbestraft war.
Erstmals lässt sich die tragische Geschichte
aufgrund von Gerichtsakten ganz erzählen.

DIE AKTE HEFENHOFEN
In einer dreiteiligen Serie wertet die NZZ
die Gerichtsakten zum Fall Hefenhofen
aus. Der erste Teil erzählt die Geschichte
des Pferdehändlers, der zweite Teil
wird sich dem Verhalten der Thurgauer
Behörden widmen, der dritte die
finanziellen Konsequenzen aus den
Gerichtsfällen unter die Lupe nehmen.

nzz.ch/schweiz

JÖRG KRUMMENACHER

«Hosenscheisser!», schreit der Bauer.
Wütend stampft er um den Thurgauer
Kantonstierarzt Paul Witzig herum, zielt
mit einer Pistole auf ihn. Witzig sucht
Deckung hinter demAnwalt des Bauern.
Sein Puls rast, Angstschweiss rinnt.
«Hosenscheisser!»Wieder einmal ist auf
dem Hof von Ulrich Kesselring eine In-
spektion ausser Kontrolle geraten. Es ist
kurz nach 14 Uhr am 27.Oktober 2009.
Witzig ist wie angemeldet mit einemMit-
arbeiter in Hefenhofen vorgefahren, um
die Tierhaltung zu überprüfen. Kessel-
ring, seine Frau, ein Baby im Arm, und
der Anwalt haben den Kantonstierarzt
empfangen, ihm sogleich ein Papier in die
Hand gedrückt, in dem ihm vorgeworfen
wird, Kesselring seit Jahren widerrecht-
lich zu schädigen.Witzig weigert sich, ein
solches Schuldeingeständnis zu unter-
zeichnen, ein Wort gibt das nächste. «Es
wäre ein Glück», sagt Kesselring, «wür-
den Sie in den nächsten Ferien mit dem
Flieger abstürzen.» Erst packt er den
Kantonstierarzt am Oberarm, dann
nimmt er ihn in den Würgegriff, wie er
später vor dem Untersuchungsrichter
freimütig einräumt, zieht die Pistole aus
dem Hosensack, drückt sieWitzig in den
Rücken: «So, jetzt ist fertig!»

Nachdem sich Witzig hinter den An-
walt geduckt hat, höhnt Kesselring:
«Schau den Hosenscheisser, wie er sich
versteckt, dabei ist die Pistole ja nicht
einmal geladen.» Dann bricht er ab, ver-
setztWitzig noch einen Fusstritt und lässt
ihn imAuto dasWeite suchen.Die Pistole
sieht einer Militärwaffe täuschend ähn-
lich. Sie ist aber aus Plastik und gehört
einem der Buben des Bauern.

Dies ist nur eine von zahllosen Episo-
den auf demHof des Bauern und Pferde-
züchters Ulrich Kesselring, der imAugust
letzten Jahres in die Schlagzeilen geriet,

weil er Tiere auf seinem Hof vernachläs-
sigt und gequält haben soll. Die öffent-
liche Empörung richtete sich rasch auch
gegen die Thurgauer Behörden: Sie lies-
sen es zu, dass der renitente Bauer bis zur
Räumung seines Hofs am 7.August 2017
stets Tiere halten durfte. Die entschei-
dende Frage:Was lief schief?

Die Thurgauer Regierung setzte eine
UntersuchungskommissionunterLeitung
des früherenZugerRegierungsratsHans-
peter Uster ein, die am 31.Oktober ihre
Erkenntnisse zurRolle derBehördenver-
öffentlichen wird. Es dürfte sich um den
komplexesten und umfassendsten Tier-
schutzfall der Schweiz handeln.Die NZZ
hat 50 Gerichtsurteile zur Causa Hefen-
hofen ausgewertet, 15 davon seitens des
Bundesgerichts (10 davon aufgrund von
Beschwerden Ulrich Kesselrings, 5 durch
den umstrittenen Tierschützer Erwin
Kessler).Hinzu kommenDokumente der
ThurgauerStaatsanwaltschaft.DieserText

hält sich eng an diese Dokumente: An-
klageschriften und Nichtanhandnahme-
verfügungen, Urteile des Bezirksgerichts
Arbon, desThurgauer Ober- undVerwal-
tungsgerichts, des Bundesverwaltungs-
gerichts und des Bundesgerichts.

Seitens der Strafgerichte war klar:Die
Tierhaltung auf dem Hof Kesselring ist

nicht tolerierbar. Mehrfach verurteilten
sie den Bauern rechtsgültig wegen Tier-
quälerei und weiterer Delikte; er sass in
Haft, wurde psychiatrisch begutachtet
und behandelt. «Systematisch und wie-
derholt», so steht in einem Bericht, ver-
letze er die geltenden Tierschutzvor-
schriften zur Pferdehaltung. Die Richter
hielten es für erwiesen, dass er dies «wis-
sentlich und willentlich» tue, «ohne mit
der Wimper zu zucken». Laut einem
Urteil des Bezirksgerichts Arbon liess er
«mit keiner einzigen Aussage ein winzi-
ges bisschen Tierliebe» erkennen; seine
EinstellungMenschen gegenüber scheine
sich «in grossenTeilenmit seiner Haltung
Tieren gegenüber zu decken».Kesselring
dulde keine andere Meinung und keinen
Widerspruch: «Andernfalls ist er ohne
weiteres zur Gewaltandrohung und sogar
zur gewaltsamen Durchsetzung seines
Willens bereit.»

Erste Verurteilung 1997

Ulrich Kesselring kommt am 2. Juni 1968
in Scherzingen am Bodensee zur Welt.
Nach der Primar- und Realschule arbei-
tet er auf dem Bau und in der Landwirt-
schaft, heiratet, zeugt acht Kinder, lauter
Buben. Mit 27 Jahren übernimmt er den
Hof seines Vaters Hans im Ortsteil
Brüschwil inHefenhofen,betreibt Pferde-
zucht und -handel, ebensoViehwirtschaft,
beginnt mit dem Direktverkauf von
Milch. Im September 1997 gerät er erst-
mals mit demGesetz in Konflikt:Das Be-
zirksgericht Arbon verurteilt ihn wegen
Drohung gegen einen Beamten zu einer
Busse von 300 Franken. Im Jahr 2000
streitet er sichmit demGemeinderat von
Hefenhofen um die Erweiterung seines
Hofs:Weil Kesselring massiv von den be-
willigten Bauplänen abweicht, erlässt der
Gemeinderat einen Baustopp, den er
missachtet, worauf die Gemeinde An-

zeige beim Bezirksamt Arbon erstattet.
Dieses brummt ihm eine Busse von 1000
Franken auf. Kesselrings Einsprache
beim Bezirksgericht ist erfolgreich: Es
spricht ihn von Schuld und Strafe frei.
Seine Rechtfertigung erscheine glaub-
würdig, wonach er nur weitergebaut hat,
um seine Kühe vor Regen zu schützen.

Wenigharmonisch ist auchdasVerhält-
nis zum Schweizer Milchproduzentenver-
band: Dieser fordert mehrfach Beiträge
ein,dochKesselring zahlt nicht.2003muss
er erstmals vor den Thurgauer Oberrich-
tern antraben, welche die Ansprüche des
Verbands schützen und eine Betreibung
zulassen.AmselbenTag,einZufall,erhebt
die StaatsanwaltschaftAnklage gegen ihn
wegenmehrfacherDrohunggegenBehör-
den undBeamte,Widerhandlungen gegen
das Lebensmittelgesetz sowiemehrfacher
WiderhandlungengegendasTierseuchen-,
das Umweltschutz- und erstmals auch das
Tierschutzgesetz. Der Konflikt um den
Hof in Hefenhofen verschärft sich.

Das Gasthaus «Frohsinn» direkt
neben Kesselrings Hof wird von Ver-
wandten geführt. Die Gäste essen gern
Fleisch, Bauer Ulrich Kesselring liefert
es. Auf dem Platz vor dem Miststock
schlachtet er dieTiere, zerlegt die Körper
in derMilchkammer des Stalls, lagert das
Fleisch in Kühltruhen im Keller seines
Wohnhauses.Mindestens drei Kühe, fünf
Kälber, zwei Schafe und fünf Schweine
landen in den Kühltruhen und bald da-
nach auf den Tellern im «Frohsinn».Am
Freitagabend des 5.Aprils 2002 bereitet
eine unangemeldete Kontrolle dem
Schlachten ein Ende. Kantonstierarzt
Paul Witzig, ein Lebensmittelinspektor
und die Polizei findenGestelle undKühl-
truhen voller Fleisch, in einem der Kühl-
schränke auch massiven Madenbefall,
verbundenmit Gestank; vorTagen ist das
Kühlaggregat ausgefallen.Die Schlachte-
rei ist weder angemeldet noch genehmigt.

Schafe rituell geschächtet

Die Beamten treffen auf dem Hof zwei
Türken an, die gerade wegfahren wollen.
Im Kofferraum ihres Wagens entdecken
sie Harasse mit ungekühltem Fleisch,
beim Miststock Blutspuren. Soeben sind
zwei Schafe, welche die Türken Kessel-
ring abgekauft haben, rituell geschächtet
worden: auf den Boden geworfen und ge-
fesselt, ihre Halsschlagadern werden
durchgeschnitten, die Tiere bluten aus.
Das Fleisch ist für ein religiöses Familien-
fest bestimmt. Rasch stellt sich heraus,
dass schon in den Monaten zuvor auf
dem Hof Tiere geschächtet worden sind,
obwohl das in der Schweiz verboten ist.

Auf die Strafanzeige des Veterinär-
amts reagiert Ulrich Kesselring mit tele-
fonischen Morddrohungen gegen Paul
Witzig. Vor dem Untersuchungsrichter
zürnt er: Sollten die behördlichenAbklä-
rungen nicht gestoppt werden, werde er

«Mit keiner einzigen
Aussage liess er ein
winziges bisschen
Tierliebe erkennen.»
Bezirksgericht Arbon
29. Mai 2008

Eines der 83 in Hefenhofen evakuierten Pferde, kurz vor der Versteigerung. KARIN HOFER / NZZ

Tierschutzaktivisten am 7.August 2017 vor der Einfahrt zum Hof von Ulrich Kesselring. CHRISTIAN MERZ / KEYSTONE
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nachFrauenfeld – zumSitz desVeterinär-
amts – fahrenund«vonHandabrechnen».
Vor Gericht zeigt sich Kesselring gestän-
dig,doch ohneReue.Erwird schuldig ge-
sprochen wegenmehrfacherWiderhand-
lunggegendasTierschutzgesetzundDro-
hung gegen Behörden und Beamte, er-
fährt jedoch «in dubio pro reo»
Freisprüche inweiterenAnklagepunkten.
Das Strafmass: einMonat Gefängnis und
2000 Franken Busse, bedingt ausgespro-
chen mit vierjähriger Probezeit, die spä-
ter auf sechs Jahre verlängert wird.

Rittlings auf dem Tierschützer

Der Hof Kesselring gerät auch auf den
Radar des umstrittenen Tierschützers
Erwin Kessler, Präsident des Vereins
gegen Tierfabriken (VgT), Thurgauer
auch er.Am 13.Mai 2005 fährt Kessler in
Begleitung einer Kollegin auf dem Hof
vor, um Fotos zu machen, nachdem er
einen Hinweis auf verbotene Anbinde-
haltung von Pferden erhalten hat. Er
trifft auf Hans, den inzwischen verstorbe-
nenVater vonUlrich.Hans Kesselring ist
zu diesem Zeitpunkt 59-jährig, kräftig
und voluminös. Hans arbeitet auf dem
Hof mit und bietet Pferdekutschenfahr-
ten an. Mit Sohn Ulrich teilt er die Wut
auf Behörden und Tierschützer.

Als Vater Hans realisiert, wen er vor
sichhat,rastet er ausund schlägtmit einer
Longierpeitsche auf Kessler ein. Dieser
nimmt mit seiner Begleiterin Reissaus,
doch an der Hauptstrasse holt der alte
Kesselring ihnein,wirft sich auf ihn,reisst
ihn zuBoden,schlägtmit denFäusten auf
ihn ein, nimmt ihn in den Schwitzkasten.
«Ichbrechdir dasGenick»,schreit er,ritt-
lings auf Kessler sitzend.Als einNachbar
auftaucht, fordert er diesen auf, Kessler
gemeinsam «zum Bschüttichaschte» zu
zerren undhineinzuwerfen.DerNachbar
will nicht recht,Kessler kann sichmit zer-

brochenerBrille und zerschlissenerHose
entwinden,woraufHansKesselring noch
dessen Fotoapparat zertrampelt. Später
stellt der Arzt bei Kessler Rissquetsch-
wunden und Prellungen fest.

Es dauert ganze vier Jahre, bis der
Vorfall zurAnklage gelangt,weshalb der
VgT die thurgauischen Justizbehörden
wegen Verfahrensverschleppung vor
Bundesgericht zieht und recht erhält.
Hans Kesselring wird wegen einfacher
Körperverletzung, mehrfacher Drohung
und Sachbeschädigung verurteilt, ebenso
wegen Tierquälerei in einem weiteren
Fall. Er hat seinem Sohn und einemHuf-
schmied geholfen, ein unruhiges Pferd zu
beschlagen: Hat Bandagen im Kuhstall
geholt, um die Hinterbeine des Tiers zu
fesseln, hat sich auf dessen Kopf gesetzt,
als es auf der Seite lag, hat diesen fest-
geklemmt. Das erschöpfte, gefesselte
Pferd wird so lange beschlagen und mal-
trätiert, bis es einen Kreislaufkollaps er-
leidet und stirbt. Als Sohn Ulrich später
zum Vorfall befragt wird, meint er bloss,
das Pferd sei eben ein «Rüpel» gewesen,
denman besser «metzgen» und demman
«die Rübe wegschlagen» sollte.

Armee distanziert sich

Vier Wochen nach dem Ausraster des
Vaters wird auch Ulrich wieder hand-
greiflich. Einem Kontrolleur des Thur-
gauer Amtes für Umwelt schlägt er die
Faust ins Gesicht, zieht ihm einen Besen-
stiel über den Kopf und vertreibt ihn mit
der Mistgabel vom Hof. Das Bezirks-
gericht Arbon büsst ihn wegen der Tät-
lichkeit mit 500 Franken.

2006 und 2007 kommt es zu einer
Reihe von Vorfällen, die zu sechs Straf-
anzeigen, einem vielbeachteten Prozess
vor demArboner Bezirksgericht und zur
Schlagzeile im «Sonntags-Blick» über
den «brutalsten Tierhalter der Schweiz»

führen. Den Anfang macht eine Straf-
anzeige des Zürcher Veterinäramts, weil
Kesselring in einem Schlachtbetrieb im
zürcherischen Wald zwei Kälber mit
deutlichen Anzeichen hochgradiger,
schmerzhafter Lahmheit anliefert.Es fol-
gen Hinweise einer Reiterin über scho-
ckierende Zustände im Stall; Vertreter
einer Stiftung für Tierschutz besuchen
den Hof, Kesselring jagt sie wiederum
mit einem Besenstiel und der Drohung,
sie zu erschiessen, vom Hof; zwei unan-
gemeldete Kontrollen desVeterinäramts
im Beisein eines Untersuchungsrichters
verlaufen friedlich. Bei der ersten Kon-
trolle beanstanden die Veterinäre die
tierschutzwidrige Haltung von 15 Pfer-
den, einer Kuh und drei Kälbern, bei der
zweiten von 39 Pferden und fünf Jersey-
Kühen: Pferde stehen angebunden in zu
kleinen Boxen, in Kuhställen ist das Fut-
ter massiv verschmutzt. Zwei Kühe sind
krank. Eine abgemagerte Kuh ist von
Hans Kesselring erschossen worden.

Der Chef des Veterinärdiensts der
Armee, die bisher von Ulrich Kesselring
Pferde gekauft hat, besichtigt denHof.Er
nennt, was er sieht, ein «Pferdemassen-
lager». Der hygienische Zustand der
Pferde sei «miserabel», Tierschutzvor-
schriften würden systematisch und wie-
derholt verletzt. Die Armee toleriert die
Zustände im Hof nicht länger und kauft
bei Kesselring keine Pferde mehr.

Ein chaotischer Prozess

Der erste Verhandlungstermin vor dem
BezirksgerichtArbon platzt.Das Gericht
ist wegen eines anderen Falls anderthalb
Stunden in Verzug, Kesselring mag nicht
warten und zieht von dannen.Dem zwei-
ten Termin einige Wochen später bleibt
er unentschuldigt fern. Am Telefon er-
klärt er, er sei am Heuen und habe keine
Zeit. Im dritten Anlauf, am 7.Mai 2008,

ist das Medien- und Publikumsinteresse
gross, das Gericht verschiebt die Ver-
handlung in den geräumigen Seepark-
saal. Zwei Polizisten führen Kesselring
durch einen Seiteneingang in den Saal.
Er stellt ein Ausstandsbegehren gegen
den vorsitzenden Richter: Dieser habe
«den Laden nicht im Griff». Das Gericht
lehnt ab. Der Gerichtspräsident stellt
Fragen, Kesselring verweigert die Aus-
sage. Plötzlich ertönt aus dem Saal der
Zwischenruf einer empörten Zuschaue-
rin: «Dir sött mer d Rüebe abschloh!»
Darauf verlässt Kesselring wutentbrannt
den Gerichtssaal.

In dessenAbwesenheit spricht ihn das
Gericht der Drohung, der mehrfachen
Tierquälerei sowie der mehrfachen
Übertretung desTierschutz-, des Lebens-
mittel- und des Tierseuchengesetzes
schuldig, verurteilt ihn zu einer Geld-
strafe von 9000 Franken und einer Busse
von 2000 Franken, schützt auch die For-
derung einer Zivilklägerin. Ein Bericht
hält fest, dass Ulrich Kesselring «syste-
matisch und wiederholt die geltenden
Tierschutzvorschriften zur Pferdehaltung
in diversen Bereichen verletzt». Laut
dem Urteil ist die Situation auf Kessel-
rings Hof «geradezu erschütternd». Der
Bauer zeige zudem ein durchwegs «reni-
tentesVerhalten» und «keinerlei Einsicht
in den Unrechtsgehalt seiner Taten». Er
bringe keine Reue zum Ausdruck und
habe mehrfach gezeigt, dass er «lediglich
an sich denkt und sich im Recht wähnt,
ohne jegliche Form der Selbstreflexion».

Kesselring zieht das Urteil weiter.Der
Verhandlung vor dem Thurgauer Ober-
gericht bleibt er unentschuldigt fern.
Seine Berufung wird abgewiesen, in letz-
ter Instanz am 26. Februar 2010 auch
durch das Bundesgericht.

Unbedingte Verurteilung

Kurz nach dem erstinstanzlichen Urteil
ruft eine Frau, die mit Erwin Kessler in
Kontakt steht, Ulrich Kesselring an,
spricht ihn auf die Delikte an, für die er
bestraft worden ist. Er echauffiert sich
dermassendarüber,dass erdieFrau inden
folgendenWochenmit 31Telefonanrufen
belästigt, oft nach Mitternacht, um ihre
Nachtruhe zu stören. Nach fünf Wochen
hat sie genug und zeigt ihn an.Als imSep-
tember2008einKontrolleurdesKantons,
begleitet von zwei Polizisten, die Einhal-
tung der Gewässerschutzvorschriften auf
dem Hof kontrolliert, schmeisst Kessel-
ring eine mehrere Kilo schwere Holz-
skulptur in Form eines Pilzes auf ihn.Der
Kontrolleurdreht sichab,worauf ihnKes-
selring anschreit: «Du verdammteDreck-
chaib, ich schloh di abe!» Die Situation
eskaliert nur deshalb nicht weiter, weil
einer der Polizisten die Dienstwaffe zieht
undder zweitemit einemPfefferspray auf
den Bauern zielt.Weitere Kontrollen auf
dem Hof ergeben diverse Beanstandun-
gen bei der Haltung der Tiere.

Es kommt zu einer neuerlichen An-
klage und einer nächsten Verhandlung
vor dem Bezirksgericht Arbon. Das
Urteil Ende 2010 umfasst 115 Seiten.
Kesselring zieht auch dieses bis vor Bun-
desgericht und blitzt erneut ab. Er wird
nun zu einer unbedingten Gefängnis-
strafe von neun Monaten verurteilt.

Polizei stellt zwölf Waffen sicher

Bereits im Juni 2010 sitzt er erstmals hin-
ter Gittern, als ihn mysteriöse Vorfälle
für 25 Tage in Untersuchungshaft brin-
gen. Er schuldet mehreren Gläubigern
Geld und droht, als es zu Streitigkeiten
kommt: «Ich bringe euch alle um.» Im
Mai 2010 fehlt dann plötzlich ein Fohlen
im Stall eines der Gläubiger.Als dieser in
Hefenhofen nachschaut, glaubt er im
Schwemmkanal vonKesselrings Hof vier
Beine zu erkennen,die aus derGülle her-
ausragen. Bald darauf wird eine Fenster-
scheibe in derWohnung eines Gläubigers
durch zwei Schüsse beschädigt.Tags dar-
auf stellt die Polizei bei einer Hausdurch-
suchung bei Kesselring zwölf Waffen,
drei Bolzenschussapparate sowie Muni-
tion sicher.Die Polizei setzt Kesselring in
der Psychiatrischen Klinik Münsterlin-
gen in Untersuchungshaft und lässt ihn
begutachten. Spezialkräfte saugen eine
Woche lang alle Güllenschächte auf sei-
nem Hof ab. Sie finden nichts. Die Straf-
untersuchung fördert keine Beweise zu-
tage und wird eingestellt – auch bezüg-
lich der Schüsse. Kesselring spricht von
einem Komplott und reicht seinerseits
Strafanzeige wegen falscher Anschuldi-
gungen ein.Ebenso will er für wirtschaft-

liche Einbussen während seiner Unter-
suchungshaft mit 247 499 Franken ent-
schädigt werden. Es folgt ein juristisches
Hickhack bis vor Bundesgericht, das ab-
gesehen von einer geringen Entschädi-
gung für Kesselring im Sand verläuft.

Das Ende

In der Zeitspanne zwischen dem Absit-
zen der Gefängnisstrafe 2013 und der
Zwangsräumung seines Hofs 2017 wird
UlrichKesselring nichtmehr alsTierquä-
ler verurteilt.Ruhe kehrt auf seinemHof
dennoch nicht ein. Bei Kontrollen des
Veterinäramts erweist sich die Tier-
haltung weiterhin als nicht gesetzeskon-
form.ImNovember2014 tötetKesselring
im Beisein von zwei Polizisten ein Pferd,
er schiesst ihm mit einem Bolzenschuss-
gerät zuerst in die Stirn und danach ins
Genick. Nach einer Anzeige beim Thur-
gauer Veterinäramt ist eine aufgebotene
Tierärztin zum Schluss gekommen, dass
das Tier wegen einer schlecht gepflegten
und infiziertenWunde am hinteren rech-
ten Bein hochgradig lahm und bald-
möglichst zu liquidieren sei. Das Veteri-
näramt rügt anschliessend diemehrfache
VerletzungderTierschutzvorschriften so-
wie die nicht fachgerechte Tötung und
EntsorgungdesKadavers,wasKesselring
erfolglos bis vor Bundesgericht anficht.

Ende Juni 2015 treffen Kontrolleure
auf dem Hof auf ein halbjähriges, hoch-
gradig lahmendes Fohlen und fordern
Kesselring auf, es umgehend von einem
Tierarzt behandeln zu lassen. Er tut dies

nicht und ignoriert die verfügte Be-
schlagnahmung des Tieres, stattdessen
schlachtet er es.Auch diesmal ficht er die
Verfügung des Veterinäramts ohne Er-
folg bis vor Bundesgericht an.

Im Juli 2017 erstattet eine ehemals auf
dem Hof tätige FrauAnzeige beimVete-
rinäramt. Auf 142 Bildern, welche die
Staatsanwaltschaft für authentisch hält,
hat sie die Situation auf dem Hof doku-
mentiert.Am 3.August veröffentlicht der
«Blick» einzelne der Bilder. Die Frau er-
zählt,dassdieZustände schlimmergewor-
den seien,seit dieEhefrauKesselrings ihn
unddenHofverlassenhabeundeineneue
Freundin eingezogen sei. In einemhalben
Jahr seienmindestens 13Pferde verendet.
Als am 7.August die Behörden den Hof
zwangsräumen, nehmen sie 93 Pferde,
rund50Kühe,80Schweine,Ziegen,Schafe
und 4 Lamas mit. Fünf Tiere müssen ein-
geschläfert werden, weil sie nicht trans-
portfähig sind. Ein Drittel der Schweine
wird geschlachtet; sie leiden unter Nabel-
brüchen, Hodenbrüchen oder Kryptor-
chismus, einer Hodenkrankheit.

Im Sommer 2018 ist auf demHof von
Ulrich Kesselring wieder Leben einge-
kehrt: Statt Tiere leben Fahrende hier.
Noch sind zahlreicheVerfahren in Justiz,
Verwaltung und Politik hängig, welche
die einstigen Zustände aufarbeiten sol-
len. Für Kesselring ist das Prozessieren
Teil des Lebens geworden. In einzelnen
Fällen hat er Teilerfolge feiern können,
meist aber ist er mit Rekursen und Be-
schwerden abgeblitzt. So auch im Fall
eines Pferdes in seinem Besitz, das not-
fallmässig ins Tierspital der Universität
Zürich eingeliefert werden musste. Kes-
selring weigerte sich, die fällige Rech-
nung von 1719 Franken 30 zu bezahlen,
und wehrte sichmit demHinweis, dass er
weder schriftlich noch mündlich einen
Auftrag zur Behandlung erteilt habe, bis
vors Thurgauer Obergericht. Das Ober-
gericht wies die Beschwerde mit der Be-
gründung ab, es sei «bisher noch nicht
vorgekommen, dass sich ein Pferd von
sich aus und selbständig in die Behand-
lung des Tierspitals in Zürich begab».

«Er verletzt
systematisch und
wiederholt die
geltenden Tierschutz-
vorschriften
zur Pferdehaltung.»
Bezirksgericht Arbon
29. Mai 2008

Zwangsräumung in Hefenhofen am 8.August 2017, 20 Jahre nach dem ersten Urteil gegen den Bauern. ENNIO LEANZA / KEYSTONE

Erwin Kessler vomVerein gegen Tierfabriken im Protest gegen das Thurgauer Veterinäramt. KARIN HOFER / NZZ
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Altersvorsorge: Der Bundesrat muss der Bevölkerung reinen Wein einschenken Seite 12

WoodrowWilson (Mitte, hinten) nach der Unterzeichnung des Versailler Vertrags 1919. ROGER VIOLLET / KEYSTONE

DIE FRIEDENSSUCHE NACH DEM ERSTEN WELTKRIEG

Der Beginn
einer neuen Weltunordnung
WOCHENENDE SEITE 49–51

Behörden versagten
im Fall Hefenhofen
Grobe Fehler bei der Durchsetzung des Tierschutzes

Die traurigen Zustände auf
dem 2017 zwangsgeräumten
Pferdehof in Hefenhofen wurden
durch Fehler der Thurgauer
Behörden begünstigt. Ein
Tierhalteverbot wäre schon
2008 angezeigt gewesen.

JÖRG KRUMMENACHER

«Grober Verfahrensfehler» – dieses Ver-
dikt des Bundesgerichts zieht sich durch
die Affäre Hefenhofen, die 1997 ihren
Anfang und am 7. August 2017 mit der
Räumung des Hofs ein vorläufiges Ende
nahm. Die Rede ist vom wohl umfas-
sendsten Fall von Tierquälerei in der
Schweiz, der im letzten Jahr landesweit
für Aufsehen sorgte und der seither auf-
gearbeitet wird. Am 31. Oktober wird
eine von der Thurgauer Regierung ein-
gesetzte Untersuchungskommission
unter Leitung des ehemaligen Zuger
Regierungsrats Hanspeter Uster ihren
Bericht veröffentlichen. Der Fall wird
seit 1997 begleitet von einer hohen Zahl
von Gerichtsprozessen auf allen Ebenen.
Die NZZ hat fünfzig Gerichtsurteile aus-
gewertet, die den Schluss zulassen: Das
für die Durchsetzung des Tierschutzes
verantwortliche Departement für Inne-
res und Volkswirtschaft des Kantons
Thurgau hat im Fall Hefenhofen mehr-
fach versagt.

Akteneinsicht verweigert

Den «groben Verfahrensfehler» er-
kannte das Bundesgericht in einem Ent-
scheid vom 18. Juli 2016, als es das Ver-
halten des Thurgauer Veterinäramtes
gegenüber dem mehrfach als Tierquäler
vorbestraften Pferdehändler zu beurtei-
len hatte. Das Amt hatte dessen Anwalt
die Einsicht in Akten verweigert, bis eine
Rekursfrist verstrich, und damit den An-
spruch auf rechtliches Gehör verletzt.
Der Fehler trug massgeblich dazu bei,
dass das Tierhalteverbot nicht umgesetzt
werden konnte.

Rätselhafte Umstände hatten bereits
Jahre zuvor zur Folge, dass ein erster An-

lauf für ein unbefristetes Tierhalteverbot
im Sand verlief. Schon 2008 wurde der
Pferdehalter als Tierquäler verurteilt.
Das Veterinäramt wartete zunächst ab,
bis das Bundesgericht 2011 sowohl auf
straf- wie auch auf verwaltungsrecht-
licher Ebene rechtskräftige Urteile ge-
fällt hatte. Dann behauptete es nach
einer nicht dokumentierten Nachkon-
trolle plötzlich, auf dem Hof in Hefen-
hofen werde der Tierschutz bestens ein-
gehalten, was vorher und nachher nie der
Fall war. Gerichte und Tierschützer
drängten schon damals darauf, dem reni-
tenten und gewaltbereiten Pferdehänd-
ler das Halten von Tieren auf seinem
Hof zu untersagen.

Der Regierungsrat irrt

Die vorliegenden Fakten lassen Aussa-
gen in neuem Licht erscheinen, die der
für das Veterinäramt zuständige Thur-
gauer Regierungsrat Walter Schönholzer
im letzten Jahr machte. Er sprach von
«juristischen Hindernissen», die «ein
Eingreifen vor Ort erschwert oder ver-
unmöglicht» hätten. Dies ist schlicht
falsch, vielmehr verhinderten die Fehler
des Veterinäramts über mehrere Jahre
die Durchsetzung eines Tierhalteverbots
in Hefenhofen.

Dennoch kann die Aufarbeitung der
Causa Hefenhofen dazu beitragen, dass
sich derart schwere Fälle von Tierquälerei
in der Schweiz nicht wiederholen. Im Sep-
tember hat der Ständerat wie zuvor schon
der Nationalrat eine Motion der Schaff-
hauser Nationalrätin Martina Munz gut-
geheissen.Auf Anfang nächsten Jahres ist
der Bundesrat beauftragt, die Verordnung
über die Koordination von Kontrollen auf
Landwirtschaftsbetrieben anzupassen,
um die Inspektionen bezüglich Tierschutz
und Tierwohl effizienter und qualitativ
besser zu gestalten. Die Zahl der Rou-
tinekontrollen soll verringert werden,
während in Problembetrieben öfter unan-
gemeldet interveniert wird. Weiterhin
aber bleibt der Tierschutz Sache der Kan-
tone. Gesetzliche Vorgaben nützen nichts,
wenn sie wie im Fall von Hefenhofen
nicht umgesetzt werden.

Schweiz, Seite 13

«Der Migrationsdebatte
fehlt es an Realismus»
Experte Gerald Knaus fordert gemeinsame Asylzentren

urf. · In der EU gebe es Länder, die an
Reformen in der Migrationspolitik gar
kein Interesse hätten,sagt der Migrations-
forscher Gerald Knaus im NZZ-Inter-
view.Politiker wieViktor Orban blockier-
ten die Diskussion und trügen dazu bei,
dass die EU für die Migranten aus Afrika
ein «tödlicher Magnet» bleibe.Knaus,der
als Architekt des EU-Migrationsabkom-
mens mit der Türkei gilt, fordert deshalb
eine engere Zusammenarbeit jener Län-
der,die an konstruktiven Lösungen inter-

essiert sind: «Wenn die EU in der Migra-
tionspolitik versagt,braucht es eine Koali-
tion der Betroffenen.» Der Österreicher
plädiert dafür, dass Länder wie Deutsch-
land, Frankreich und Spanien gemein-
same Aufnahmezentren eröffnen, in
denen sich Asylverfahren schneller und
effizienter abwickeln liessen. Der gegen-
wärtigen Debatte fehlten klare Konzepte,
so Knaus. «Das macht es politischen
Scharlatanen viel zu leicht.»

International, Seite 8

Ärzte gegen neue Suizidhilfe-Regeln
Das Parlament der FMH findet den Begriff «unerträgliches Leiden» rechtlich heikel

DOROTHEE VÖGELI

Suizidhilfe ist ein Reizthema. Im Vorfeld
der Delegiertenversammlung der Ärzte-
kammer, dem Parlament der Schweizer
Ärzteschaft FMH, schlug es denn auch
hohe Wellen.Am Donnerstag hat sie nun
entschieden, die medizinethischen Richt-
linien zum «Umgang mit Sterben und
Tod» nicht in die Standesordnung aufzu-
nehmen. Streitpunkt waren die Leitplan-
ken zur Suizidhilfe. Gemäss den Richt-
linien, welche die Schweizerische Akade-
mie der Medizinischen Wissenschaften
(SAMW) im Juni in Kraft gesetzt hat,
haben sich die Ärzte am «unerträglichen
Leiden» und nicht mehr an der Todes-
nähe ihrer Patienten zu orientieren.

Die Delegierten, welche die kantona-
len Ärztegesellschaften sowie Fach-
gesellschaften und Dachverbände stel-
len, sprachen sich mit 99 zu 37 Stimmen
bei 5 Enthaltungen gegen die Aufnahme
der neuen Richtlinien in den Ärztekodex
aus und wiesen sie zur Überarbeitung an
den Absender, die SAMW, zurück. Diese
hatte aufgrund einer Befragung in der
Ärzteschaft in ihren Richtlinien zu Pal-
liative Care, Sterbefasten oder palliativer
Sedierung die Regeln zur Suizidhilfe re-
vidiert. In der Vernehmlassung waren
diese noch auf grosse Zustimmung ge-

stossen. Nach der lauten Debatte der
letzten Wochen überrascht der Ent-
scheid der Ärztekammer die Akademie
allerdings nicht. Diese ist laut einer
Pressemitteilung an einem konstruktiven
Dialog interessiert.

Die Kontroverse hatten der Zentral-
vorstand der FMH und die Zürcher
Ärztegesellschaft befeuert. Unerträg-
liches Leiden sei ein «unbestimmter
Rechtsbegriff», es brauche objektiv
messbare Kriterien, lautete der Tenor.
An vorderster Front kämpfte die Hippo-
kratische Gesellschaft Schweiz gegen die
Leitplanken. In den Medien streute die
Organisation, die dem Gedankengut des
inzwischen aufgelösten Vereins zur För-
derung der Psychologischen Menschen-
kenntnis (VPM) nahesteht, gezielt
Falschaussagen. Die Richtlinien würden
es den Ärzten erlauben, auch Kindern
und Teenagern oder Menschen in akuten
psychischen Krisen Suizidhilfe zu gewäh-
ren, hiess es etwa. Dies wäre allerdings
strafbar. Denn für Suizidhilfe ist Urteils-
fähigkeit unabdingbar. Gemäss Zivil-
gesetzbuch sind nur Personen urteils-
fähig, denen «nicht wegen ihres Kindes-
alters, infolge geistiger Behinderung,
psychischer Störung, Rausch oder ähn-
licher Zustände die Fähigkeit mangelt,
vernünftig zu handeln».

Der FMH-Zentralvorstand habe ein
klares Resultat erhofft, sagt sein Mitglied
Yvonne Gilli. Der Einfluss der Hippo-
kratischen Gesellschaft sei während der
Delegiertenversammlung nicht spürbar
gewesen, vielmehr sei klargeworden,
dass für die Ärzteschaft das Thema exis-
tenziell sei. Denn wer Suizidhilfe leiste,
könne rechtlich belangt werden. Wie
Gilli betont, verschliesst sich die Ärzte-
kammer mit der Rückweisung nicht
einer Liberalisierung des assistierten
Suizids. Stossend sei aber, dass der Be-
griff «unerträgliches Leiden» unheilbar
Kranke ausschliesse, die noch nicht im
Zustand unerträglichen Leidens seien.
Der FMH-Vorstand fordere stattdessen
eine Formulierung wie zum Beispiel
«schwerwiegende chronische oder töd-
liche Krankheit, deren Symptome sich
trotz bestmöglicher Behandlung nicht
genügend mildern lassen».

Angesichts des deutlichen Resultats
rechnet Gilli nicht mit einer Urabstim-
mung. Eine solche könnten Einzelmit-
glieder der FMH verlangen, wenn sie
innert sechzig Tagen eine bestimmte An-
zahl Unterschriften sammeln. Auch
Ärztegesellschaften haben das Recht,
innert dieser Frist einen Antrag auf eine
schriftliche Befragung aller 42 000 FMH-
Mitglieder zu stellen.

Redaktion und Verlag: Neue Zürcher Zeitung, Falkenstrasse 11, Postfach, 8021 Zürich, Telefon: +4144 2581111,
Leserservice /Abonnements: +4144 2581000, www.nzz.ch

Wetter: Seite 23, TV/Radio: Seite 45, Traueranzeigen: Seite 16, 20, Kino: Seite 42, Impressum: Seite 9 9 771420 531061

1 8 2 4 9



Freitag, 26. Oktober 201812 MEINUNG & DEBATTE

Die verdrängte
Zeitbombe
Der demografische Wandel stellt die Altersvorsorge vor
epochale Herausforderungen. Die Schweizer Politik darf die
Debatte über ein höheres Rentenalter nicht länger aufschieben.
Sie sollte der Sicherung der AHV mehr Aufmerksamkeit
schenken. Von Tobias Gafafer

Die Digitalisierung bewegt die Landesregierung.
AmDonnerstag war es wieder einmal so weit: Drei
Magistraten liessen sich nicht zweimal bitten. Bun-
despräsident Alain Berset eröffnete in Zürich den
nationalen Digitaltag, Wirtschaftsminister Johann
Schneider-Ammann wurde live aus Biel zugeschal-
tet – und amAbend bildete derAuftritt vonAussen-
minister Ignazio Cassis den Abschluss des bundes-
rätlichen Aufgebots. Die Bundesräte sprechen an
solchenAnlässen viel und sagen doch wenig. Sie re-
den vom digitalenWandel, von der nötigen «politi-
schen Leadership» und von der Welle, die auf die
Schweiz zukomme.Diemit Floskeln gespickten Re-
den suggerieren, es gehe um eine der drängendsten
Aufgaben der Politik. Von einem anderen tiefgrei-
fenden Wandel sprechen die Bundesräte dagegen
vergleichsweise selten. Und das, obwohl kaum je-
mand bestreitet, dass die demografische Entwick-
lung die Schweiz in mehreren Bereichen vor gewal-
tige Herausforderungen stellt.

Grösste Sorge der Schweizer
Namentlich bei der Altersvorsorge ist es fünf vor
zwölf. 2017 gab die AHV eine Milliarde Franken
mehr aus, als sie einnahm. Mit den Beiträgen
konnte das wichtigste Sozialwerk die laufenden
Renten nicht mehr finanzieren. Bis 2030 kumulie-
ren sich die Umlagedefizite gemäss Berechnungen
von Alain Bersets Innendepartement auf über 45
Milliarden Franken. Demnach entleert sich der
AHV-Fonds, bis anhin noch erstaunlich gut gefüllt,
in den nächsten zwölf Jahren. Die Kapitalanlagen,
die Schwankungen unterworfen sind und unter tie-
fen Zinsen leiden, werden die roten Zahlen nicht
mehr auszugleichen vermögen.Gemäss dem jüngs-
ten Barometer der Credit Suisse sind die Alters-
vorsorge und die AHV denn auch zur grössten
Sorge des Stimmvolks geworden – und das weit
vor der Digitalisierung.

Neben der Demografie macht der ersten Säule
vor allem die Lebenserwartung zu schaffen, die
innert kurzer Zeit stark gestiegen ist. Für Männer
lag sie um die Jahrtausendwende bei 77 Jahren und
für Frauen bei 82,6 Jahren; 2017 waren es 81,4 be-
ziehungsweise 85,4 Jahre. Das ist zunächst eine er-
freuliche Nachricht und bietet Chancen. Rentner
sind imVergleich zu früher fitter und wohlhabender.
In vielen Familien sind sie für die Kinderbetreuung
eine unentbehrliche Stütze.Die Erwerbsbeteiligung
von älteren Menschen hat zugenommen – und
dürfte weiter steigen.

Doch ohne Gegenmassnahmen rückt wegen des
immer längeren Rentenbezugs der Kollaps der
AHV näher. Mit der Pensionierung der geburten-
starken Jahrgänge ab 2020 wird sich die Situation
zusehends verschärfen.DerAltersquotient, die Zahl
der über 65-Jährigen im Verhältnis zu den 20- bis
64-Jährigen, entwickelt sich ungünstig. Bei der
Gründung der AHV 1948 kamen auf 100 Aktive
noch 15 Rentner, 2020 sind es 32. 2030 werden es ge-
mäss demReferenzszenario des Bundes bereits 41,3
sein. Nach 2040 stehen jedem Pensionär lediglich
zwei Personen im erwerbsfähigenAlter gegenüber.
Primär auf eine hoheNettozuwanderung vonHoch-
qualifizierten zu setzen, ist kein Rezept, zumal diese
in den vergangenen Jahren zurückging. Es ist
höchste Zeit, die Altersvorsorge zu sanieren.

Kosmetische Einsparungen
Nach demVolksnein zur missratenenRentenreform
hat Sozialminister Alain Berset bei der AHV zwar
rasch eine Neuauflage aufgegleist. Der Bundesrat
will das Frauenrentenalter auf 65 Jahre erhöhen. In
erster Linie setzt er aber auf Mehreinnahmen, um
die erste Säule zu stabilisieren. Die strukturellen
Massnahmen sind lediglich kosmetischer Natur.Mit
Widerstand ist dennoch zu rechnen, wie die jüngst
abgelaufene Vernehmlassung zeigt. Für die SP ist
die Angleichung des Frauenrentenalters wegen des
AHV-Steuer-Deals vorderhand vomTisch.DieAn-
gleichung dürfte sie bestenfalls zum Preis einer
exzessivenKompensation schlucken.CVP,FDP und
SVP halten dagegen am Frauenrentenalter 65 fest.
Umstritten sind die Form und die Höhe des Aus-
gleichs und derAHV-Zusatzfinanzierung.

Wie stark dieMehrwertsteuer erhöht wird, hängt
davon ab, ob die Verknüpfung der Unternehmens-
steuerreform mit der ersten Säule das absehbare
Referendum übersteht. Das Parlament muss die
bundesrätliche AHV-Reform aber wohl ohnehin
korrigieren.Alain Berset will möglichst viel zusätz-
liches Geld in das Sozialwerk pumpen – und damit
die Debatte über eine generelle Rentenaltererhö-
hung auf die lange Bank schieben. Nötig ist eine
schlanke Vorlage, die der AHV mittelfristig Luft
verschafft. Eine Vorlage, die Anreize setzt, damit
mehrMenschen freiwillig länger arbeiten, statt dass
sie Frühpensionierungen erleichtert. Die Erfahrun-
gen mit der gescheiterten Rentenreform haben ge-
zeigt, dass mindestens drei grosse Parteien hinter
dem Vorhaben stehen sollten. Mit der SP wird es
wohl schwierig sein, eine brauchbareVorlage auszu-
arbeiten, auch wenn linke Politikerinnen hinter vor-
gehaltener Hand einräumen, dass das tiefere
Frauenrentenalter nicht mehr zu halten sei.Am rea-
listischsten dürfte eineAllianz vonMitte-rechts sein.
Eine pragmatische Vorlage mit dem Pensionsalter

65/65 und einer möglichst zielgerichteten Kompen-
sation dürfte an der Urne Chancen haben.

Schon jetzt zeichnet sich jedoch ab, dass es in
einem nächsten Schritt eine strukturelle Reform
braucht. Gewiss, bei der Altersvorsorge sind schon
zu viele Anläufe gescheitert. Wer übermütig wird,
hat im hiesigen System schlechte Karten. Der Bun-
desrat sollte dem Stimmvolk aber wenigstens reinen
Wein einschenken – und die Debatte über eine
generelle Rentenaltererhöhung nicht auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag verschieben. Der Vergleich mit
OECD-Staaten zeigt, dass die Schweiz im Rück-
stand ist. ImVorsorge-Ranking des Beratungsunter-
nehmens Mercer rutschte sie in diesem Jahr vom
achten auf den elften Platz ab. Dänemark, das mit
denNiederlanden regelmässig Bestnoten erhält, hat
das Rentenalter an die Lebenserwartung geknüpft.
Ein generell höheres Pensionsalter ist über kurz
oder lang auch in der Schweiz überfällig. Denkbar
sind diverseModelle, vom dänischenVorbild bis hin
zu einer Art Schuldenbremse für die AHV.

Länger arbeiten ist möglich
Der grosse Vorteil einer generellen Rentenalter-
erhöhung wäre, dass sie mehrere Fliegen mit einer
Klappe schlagen würde. Die Versicherten würden
länger einzahlen und später eine Pension beziehen.
Das gilt auch für die berufliche Vorsorge. Dort be-
steht ebenfalls Handlungsbedarf, dort sind Refor-
men fast noch anspruchsvoller. Die zweite Säule
kämpft seit längerem mit sehr tiefen bis negativen
Zinsen und der systemwidrigen Umverteilung von
Aktiven zuRentnern.DieSozialpartner suchenzwar
gegenwärtig nach einer Lösung. Ob sie sich zusam-
menraufen, bleibt jedoch fraglich. Ein höheres Pen-
sionsalterwürde zudemdieAusgaben fürdieErgän-
zungsleistungen dämpfen, die wegen der Zunahme
der Zahl der Rentner ebenfalls steigen dürften.

Dennoch verdrängt der Bundesrat die überfäl-
lige Debatte bis heute – und das mit zweifelhaften
Argumenten. Sicher, über 55-Jährige, die arbeitslos
geworden sind, haben grössere Mühe, wieder eine
Stelle zu finden. Der Sturz in die Langzeitarbeits-
losigkeit ist oft traumatisch, die in Medien geschil-
derten Geschichten wühlten auf. Zudem gibt es
immer noch Branchen, die ältere Mitarbeiter früh-
zeitig pensionieren. Von einer systematischen Dis-
kriminierung der über 55-Jährigen kann aber keine

Rede sein.Die Erwerbsquote in dieserAltersgruppe
ist so hoch wie nie; die Arbeitslosenquote liegt seit
längerem unter demDurchschnitt.Vieles spricht da-
für, dass sich dieser Trend mit dem zunehmenden
Fachkräftemangel fortsetzen wird. Der Bundesrat
muss die Bevölkerung jetzt darauf vorbereiten, dass
die Altersvorsorge ohne strukturelle Reform län-
gerfristig nicht mehr finanzierbar ist.

Debatten über die Demografie und die Alters-
vorsorge mögen mühsam sein. Lorbeeren sind mit
einem höheren Rentenalter kaum zu holen. Das
mag erklären, warum Bundesräte lieber über den
digitalen Wandel referieren. Politiker zeigen sich
gerne innovativ, an der Seite vonWeltkonzernen wie
Google. Zweifellos stellt auch die Digitalisierung
die Schweiz vor Herausforderungen. Der Staat
sollte dabei aber in erster Linie für gute Rahmen-
bedingungen sorgen, namentlich im Bildungs- und
im Steuerbereich.DerDigitalwirtschaft wäre beson-
ders gedient, wenn sich die Gesetzgebung an den
ökonomischen und gesellschaftlichen Realitäten
orientieren würde.Das System derArbeitszeiterfas-
sung ist ein Fossil, das aus der Blütezeit der Schwer-
industrie stammt. Zudem bleibt der Einfluss der
kleinen Schweiz auf die grossenTech-Unternehmen
ohnehin gering. Kurz: Die magistrale Fokussierung
auf die Digitalisierung steht in umgekehrt propor-
tionalem Verhältnis zum Regulierungsbedarf. Der
demografischeWandel ist dagegen eine Herausfor-
derung, welche die Bundespolitik rasch anpacken
muss. Die Diskussion über ein generell höheres
Rentenalter lässt sich nicht länger aufschieben.

Die magistrale Fokussierung
auf die Digitalisierung steht
in umgekehrt proportionalem
Verhältnis zum Regulierungs-
bedarf. Der demografische
Wandel ist dagegen eine
Herausforderung, welche die
Politik rasch anpacken muss.
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Der Jurist Johann Jakob Rüttimann
prägte im 19. Jahrhundert den jungen Bundesstaat SEITE 14

Die Zollverwaltung will Zöllner künftig bewaffnen –
ohne dafür einen politischen Auftrag zu haben SEITE 15

DIE AKTE HEFENHOFEN (2)

Gnade vor Recht
Der Pferdehändler von Hefenhofen wurde mehrere Male wegen Tierquälerei verurteilt – aber erst 2017 reagierten die Behörden

Spätestens 2011 hätte der
Pferdehändler von Hefenhofen
mit einemTierhalteverbot belegt
werden müssen, doch nichts
passierte. Gerichtsurteile
dokumentieren das Versagen
der Thurgauer Behörden.

JÖRG KRUMMENACHER

Inkonsequent und teilweise inkompe-
tent: So lässt sich auf einen Nenner brin-
gen, wie Verwaltung und Regierung des
KantonsThurgau mit dem wohl krasses-
ten Fall von Tierquälerei in der Schweiz
jahrelang umgegangen sind. Nachdem
die Behörden am 7.August vergangenen
Jahres den Hof in Hefenhofen mit gros-
sem Polizeiaufgebot hatten räumen las-
sen,machte sich eine von der Regierung
eingesetzte Kommission an die Arbeit,
die Versäumnisse aufzuarbeiten und Er-

kenntnisse herauszuschälen, wie der
Tierschutz besser gewährleistet werden
kann.Die Kommission, die ihren Bericht
am 31.Oktober vorstellen wird,hatte un-
gehindert Zugang zu Akten und Aus-
kunftspersonen der Verwaltung.

Strafjustiz machte Druck

Doch allein die Auswertung von 50
Urteilen der Straf- und Verwaltungs-
gerichte zum Fall Hefenhofen, in wel-
che die NZZEinblick hatte, genügt, um
das Verhalten der Behörden nachzu-
zeichnen und wenig schmeichelhafte
Schlüsse zu ziehen.Dabei gilt es die Be-
reiche Strafjustiz undVerwaltungsjustiz
zu trennen: Das Tierschutzgesetz sieht
einerseits strafrechtliche Massnahmen

vor, anderseits sollen mit verwaltungs-
rechtlichen Tierhalteverboten künftige
Vorschriftsverletzungen verhindert
werden.

Mehrfach verurteilten die Strafrichter
den Tierhalter Ulrich Kesselring wegen
Verstössen gegen das Tierschutzgesetz
und wegen weiterer Delikte. Mehrfach
machten sie auch deutlich, dass die Zu-
stände auf dem Hof in Hefenhofen un-
tragbar seien. Doch für den Erlass von
Tierhalteverboten und deren Durch-
setzung sind die Strafgerichte nicht zu-
ständig.Dafür verantwortlich ist dieVer-
waltung, im Falle von Beschwerden die
Verwaltungsjustiz. Im Kanton Thurgau
ist das Departement für Inneres und
Volkswirtschaft (DIV) mit dem Fall
Hefenhofen betraut: das Veterinäramt

als erste und der Regierungsrat als
zweite Instanz.

Der Tierhalter Ulrich Kesselring war
ein unangenehmer Kunde. Kontrollen
auf seinem Hof wurden für die Behör-
den zu Spiessrutenläufen, sie hatten
Morddrohungen und tätlicheAngriffe zu
gewärtigen. Schon 2003 stellte das Be-
zirksgericht Arbon in einem Urteil fest,
dass «derAngeklagte Beamte offensicht-
lich als Störenfriede empfindet». Den-
noch zeigte sich der von Kesselring so
verhasste Kantonstierarzt Paul Witzig
geneigt, Gnade walten zu lassen, denn
schliesslich hatte Bauer Kesselring, der
acht Buben zeugte, eine Familie zu er-
nähren; ein Tierhalteverbot hätte, so die
Überlegung, dessen Existenz gefährdet.
Auf der anderen Seite standWitzig unter
Druck durch den streitbaren Tierschüt-
zer Erwin Kessler und dessen Verein
gegen Tierfabriken.

Uneinsichtiger Tierhalter

Die Dringlichkeit, ein Tierhalteverbot
gegen Ulrich Kesselring auszusprechen,
war bereits 2008 gegeben. Zunächst
schien alles klar.DerVeterinärdienst der
Armee,der bisher Pferde vonKesselring
gekauft hatte, distanzierte sich wegen
der als «miserabel» und als «nicht mehr
tolerierbar» qualifizierten Zustände
vom Pferdehändler. Das Bezirksgericht
Arbon verurteilte diesen unter anderem
wegen mehrfacherTierquälerei zu einer
saftigen Geldstrafe und stellte fest: «Für
die Tiere ist die Haltung bei einemTier-
halter wie dem Angeklagten fatal.» Bei
Kesselring könne nichts als «Gering-
schätzung den Tieren gegenüber» fest-
gestellt werden, zudem setze er sich
«willentlich und ohne mit der Wimper
zu zucken über gesetzliche Vorschriften
hinweg» und sei erschreckend unein-
sichtig. Das Gericht rief das Veterinär-
amt explizit dazu auf, ein Tierhaltever-
bot zu erlassen. Kantonstierarzt Paul
Witzig erklärte daraufhin gegenüber
den Medien, er warte ein rechtsgültiges
Strafurteil ab.

Dies war im Februar 2010 der Fall,
nachdem das Bundesgericht eine Be-
schwerde Kesselrings abwiesen hatte.
Das Veterinäramt war unterdessen be-
reits aktiv geworden und hatte mittels

Verfügung angedroht: «Wenn bei einer
weiteren Kontrolle wiederumMängel in
derTierhaltung festgestellt werden,wird
Ueli Kesselring und allen im gleichen
Haushalt lebenden Personen ein soforti-
ges unbefristetes Tierhalteverbot aufer-
legt.» DasVeterinäramt führte detailliert
sechs Bereiche auf, die verbessert wer-
den müssten, beispielsweise seien eine

fachgerechte Pflege und Behandlung
und eine genügende Wasserversorgung
der Tiere sicherzustellen.

Diese Verfügung wurde von Ulrich
Kesselring angefochten, erst beim DIV,
dann beim Thurgauer Verwaltungs-
gericht, dann vor Bundesgericht – über-
all erfolglos.Die Bundesrichter beurteil-
ten die Beschwerde «angesichts der
rechtskräftigen strafrechtlichenVerurtei-
lung als aussichtslos». Sie hoben einzig
einen nichtrelevanten Nebenpunkt
wegen eines formellen Mangels auf und
auferlegten Kesselring die gesamtenGe-
richtskosten.

Kehrtwende der Behörden

Damit waren im Juni 2011 die juristi-
schen Voraussetzungen für ein Tier-
halteverbot oder gar eine vorsorgliche
Beschlagnahmung gegeben. Einerseits
war derTierhändler wegen wiederholter
und schwerer Zuwiderhandlungen
mehrfach verurteilt worden, anderseits
war festgestellt worden, dass die Tiere
auf dem Hof vernachlässigt und unter
völlig ungeeigneten Bedingungen gehal-
ten wurden. Der damals zuständige
Departementsvorsteher, Regierungsrat
Kaspar Schläpfer, bekräftigte in Inter-
views denn auch, dass das Veterinäramt
die notwendigen Massnahmen ergreife,
schliesslich seien «die Behörden zum
Handeln verpflichtet».

Doch Fragwürdiges geschah:Bei einer
Nachkontrolle auf Kesselrings Hof wur-
den plötzlich keinerlei Mängel mehr
registriert.Das kam so überraschend und
widersprach sämtlichen Erfahrungen frü-
herer (und nachfolgender) Kontrollen,
dass selbst das Verwaltungsgericht Zwei-
fel am Befund des Veterinäramts signali-
sierte: Es habe «angeblich» keine Bean-
standungen mehr gegeben. Das Gericht
wunderte sich insbesondere darüber, dass
«offensichtlich kein Protokoll erstellt
wurde».Über diese mysteriöse Nachkon-
trolle, die dazu führte, dass Kesselring
über Jahre und trotz einer neuerlichen
Verurteilung als Tierquäler weiterhin
Tiere halten durfte, fehlen in den Ge-
richtsakten sonst jegliche Hinweise. Es
wird interessant sein, was die Unter-
suchungskommission am 31. Oktober
dazu zu sagen hat.Auffällig ist jedenfalls,
dass diese entscheidende Nachkontrolle
nur zwei Wochen nach jenem Vorfall er-
folgte, als Kesselring gegen Kantonsvete-
rinär Paul Witzig gewalttätig wurde und
ihn mit vorgehaltener Pistole über den
Hof jagte. Geschah der plötzliche Ent-
scheid,Ulrich Kesselring zu schützen statt
dieTiere, ausAngst vor demTierhändler?

Sieg vor Bundesgericht

Erst im August 2013, nachdem Kessel-
ring eine Haftstrafe abgesessen hatte,
nahm das Veterinäramt einen neuen
Anlauf und ordnete an, die Mängel bei
der Tierhaltung zu beheben und den
Pferdebestand von rund 120 Tieren auf
maximal 60 zu reduzieren. Sonst werde
ein Tierhalteverbot unumgänglich. Das
Veterinäramt kehrte somit wieder zur
Einschätzung zurück,dass «der Zustand
betreffend Einhaltung der Tierschutz-
vorschriften in seiner Gesamtheit un-
verändert negativ und unter den ge-
gebenen Umständen nicht verbesse-
rungsfähig» sei. Trotzdem solle Kessel-
ring «im Sinne der Deeskalation eine
letzte Chance zur Aufrechterhaltung
des Betriebs gewährt werden».Er nutzte
sie – wie erwartet – nicht.

14 Monate danach, im Oktober 2014,
verfügte das Veterinäramt deshalb ein
totales Tierhalteverbot. Die Umsetzung
habe bis Ende 2014 zu erfolgen. Kessel-
ring wehrte sich dagegen bis vor Bundes-

gericht – und bekam recht. Das Veteri-
näramt habe sich, urteilte das Bundes-
gericht im Juli 2016, einen «groben Ver-
fahrensfehler» zuschulden kommen
lassen, indem es Kesselring das recht-
liche Gehör und die Akteneinsicht ver-
weigert habe. Mehrere Tage lang hatte
das Amt ein Gesuch um Akteneinsicht
durch Kesselrings Anwalt ignoriert und
just einen Tag nach Ablauf der Rekurs-
frist mit der flapsigen Bemerkung geant-
wortet, «Akteneinsicht werden wir Ihnen
zum uns richtig erscheinenden Zeitpunkt
gewähren».

Damit scheiterte auch das zweite to-
tale Tierhalteverbot. Unabhängig davon
unterliess es dasThurgauerVeterinäramt
aber auch, das längst rechtskräftige Teil-
halteverbot zu vollziehen.Daran änderte
auch eine von Regierungsrat Kaspar
Schläpfer eingesetzte verwaltungs-
interne «Arbeitsgruppe Ulrich Kessel-
ring» nichts, die sich nach 20 Monaten
und elf Sitzungen ohne Ergebnis auf-
löste, ebenso wenig eine vom neuen
DIV-VorsteherWalter Schönholzer initi-
ierte Mediation. Erst die Bilder der ge-
schundenen und verendeten Pferde im
«Blick» führten am 7.August 2017 dazu,
dass der Hof in Hefenhofen endlich
zwangsgeräumt wurde.

Neuerliche Todesdrohung

Zum Leerlauf und zur Konfusion im
Thurgauer Veterinäramt passt eine wei-
tere Begebenheit.Wieder einmal drohte
Ulrich Kesselring dem Kantonstierarzt
mit dem Tod: Er wisse schon, schimpfte

er während einer Kontrolle seines Hofs,
wie er «denAlten» um die Ecke bringen
könne.Er brauche das nicht selbst zu tun,
sondern könne fünf Rumänen 1000
Franken in die Hand drücken. PaulWit-
zig, «der Alte», reichte Strafanzeige
wegen Drohung ein. Doch die Staats-
anwaltschaft konnte darauf nicht eintre-
ten. Witzig hatte die dreimonatige Frist
zur Einreichung verpasst.

Der Thurgauer Kantonstierarzt PaulWitzig nimmt einen Tag nach der Zwangsräumung Stellung vor Journalisten. KEYSTONE

DIE AKTE HEFENHOFEN (2)
In einer dreiteiligen Serie wertet die NZZ
die Gerichtsakten zum Fall Hefenhofen
aus. Der erste Teil hat am Mittwoch die
Geschichte des Pferdehändlers erzählt,
der vorliegende zweite Teil beleuchtet das
Verhalten der Thurgauer Behörden, der
dritte nimmt am kommenden Dienstag
die finanziellen Folgen der Gerichtsfälle
unter die Lupe.

www.nzz.ch/schweiz

Walter Schönholzer
Regierungsrat ThurgauPD

Über eine mysteriöse
Nachkontrolle wurde
offensichtlich kein
Protokoll erstellt.

«Der Angeklagte
empfindet Beamte
offensichtlich
als Störenfriede.»
Bezirksgericht Arbon
10. November 2003

Stefan Mächler
Group CIO
zum längeren,
selbstbestimmten
Leben

«Wer neugierig
bleibt, kann
Neues schaffen.»
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Stapellauf für das Quanten-Flaggschiff
Die Schweiz profitiert von einem milliardenschweren Förderprogramm der Europäischen Kommission

Damit Europa die Früchte
der zweiten Quantenrevolution
ernten kann, investiert die EU
kräftig in die Entwicklungen
von Quantentechnologien.
An der Hälfte der ausgewählten
Projekte sind Forscher
aus der Schweiz beteiligt.

CHRISTIAN SPEICHER

Ohne Quantentheorie wäre unsereWelt
ärmer. Hätten Physiker in den 1920er
Jahren nicht erkannt, dass im Mikro-
kosmos andere Gesetzmässigkeiten gel-
ten als in unserer makroskopischenWelt,
gäbe es heute weder Transistoren noch
Laser – und damit auch keine Computer
und kein Internet. Doch das Potenzial
der Quantentheorie ist noch längst nicht
ausgeschöpft. In den letzten Jahren
haben Physiker gelernt, Quanteneffekte
noch viel gezielter einzusetzen als bisher.
Was sich gerade anbahnt, ist eine zweite
Quantenrevolution, die ultraschnelle
Computer, abhörsichere Kommunika-
tionsnetze oder ungemein empfindliche
Sensoren verspricht.

Geldsegen für Quantenforscher

Damit Europa bei dieser Entwicklung
nicht von den USA und China abge-
hängt wird, hat die EU-Kommission be-
reits vor einiger Zeit ein üppig dotiertes
Programm zur Förderung von Quanten-
technologien beschlossen. Am Montag
ist in der Wiener Hofburg der offizielle
Startschuss für das «Quantum Flagship»
gefallen. In den nächsten zehn Jahren
dürfen sich europäische Quantenfor-
scher über eine Milliarde Euro freuen.
Auch die Schweiz, die auf diesemGebiet
in den letzten Jahren Pioniergeist bewie-
sen hat, ist mit von der Partie.

Für die erste Phase des Programms
steht ein Budget von 130Millionen Euro
zur Verfügung. Dieses Geld wird auf 20
Projekte verteilt, an denen über 500 For-
scher beteiligt sind. Die Projekte seien
von einem Gremium von unabhängigen
Experten aus 140 eingereichten Vor-
schlägen ausgewählt worden, sagt Tom-
maso Calarco vom Forschungszentrum
Jülich, der im Jahr 2016mit einemQuan-
tenmanifest den Anstoss zum Flagg-
schiff-Programm gegeben hatte.

Die Projekte lassen sich den vier
Kernbereichen des Programms zuord-
nen. Im ersten Bereich geht es darum,
ein europaweites Quantennetzwerk zu
entwickeln, dessen Sicherheit durch die
Gesetze der Quantentheorie garantiert
wird. Ein zweiter Bereich beschäftigt
sich mit der Entwicklung von äusserst
empfindlichen Sensoren. Eine dritte
Säule des Quanten-Flaggschiffs sind so-
genannte Quantensimulatoren.

Das mit Sicherheit ehrgeizigste Ziel
ist die Entwicklung eines Quanten-
computers.Ein solcher Computer rech-
net mit den Zuständen von Atomen,

Elektronen oder Lichtteilchen, für die
es in derWelt der klassischen Bits kein
Pendant gibt.Dadurch sollte ein Quan-
tencomputer gewisse Probleme lösen
können, die selbst die schnellsten
Supercomputer überfordern. Auch die
Grundlagenforschung kommt im tech-
nologieorientierten Flaggschiff-Projekt
nicht zu kurz. Ihr sind 7 der 20 Pro-
jekte gewidmet.

Starke Beteiligung der Schweiz

Forschungsgruppen aus der Schweiz
haben in den letzten Jahren massgeblich
zur Entwicklung von Quantentechnolo-
gien beigetragen.Das schlägt sich nun in
einer starken Beteiligung am «Quantum
Flagship» nieder. Am meisten profitiert
die ETH Zürich. Sie ist an 6 der 20 Pro-
jekte beteiligt. Die Universitäten Basel
undGenf partizipieren an je drei Projek-
ten. Bei einem Projekt – der Entwick-
lung eines quantenbasierten Zufallszah-
lengenerators – hat die Universität Genf
sogar die Federführung.Auch das Centre
Suisse d’Electronique et de Microtech-
nique in Neuenburg koordiniert eines
der Projekte.Hier geht es darum,Quan-
tensensoren zur Marktreife zu ent-
wickeln, die zum Beispiel medizinisch
genutzt werden könnten.

Die starke Schweizer Beteiligung ist
allerdings nicht nur ein Segen, sondern
auch eine Verpflichtung. Die EU-Kom-
mission steuert nämlich nur 500 Mil-
lionen Euro zum Flaggschiff-Projekt

bei. Die andere Hälfte des Fördergel-
des soll von staatlichen Institutionen
und der Industrie kommen. Deutsch-
land geht in dieser Hinsicht mit gutem
Beispiel voran. Die Bundesregierung
hat kürzlich zugesagt, in der laufenden
Legislaturperiode 650 Millionen Euro
für die Forschung und Entwicklung von
Quantentechnologien zurVerfügung zu
stellen. Das liegt weit über dem Soll.
Auch Schweden investiere kräftig in die
Quantentechnologien, sagt der Quan-
tenforscher Andreas Wallraff von der
ETH Zürich.

Dadurch steigt der Druck auf die
Schweiz, sich ebenfalls stärker als bisher
zu engagieren. Er gehe davon aus, dass
das Flaggschiff-Projekt auch in der
Schweiz eine neueDynamik inGang set-
zen werde, sagt Wallraff. Bis anhin för-
dert die Schweiz die Quantentechnolo-
gien vor allem im Rahmen des Nationa-
len Forschungsschwerpunkts «Quantum
Science and Technology».

Schlechte Erfahrungen

Die Schweiz hat bereits einschlägige Er-
fahrungen mit Flaggschiff-Projekten der
EU gesammelt – und die sind durch-
wachsen. So wurde das 2013 lancierte
«Human Brain Project» ursprünglich
von der ETH Lausanne geleitet. Dann
aber kam es zu einerMeuterei vonHirn-
forschern, die die einseitigeAusrichtung
des Programms kritisierten.Um einKen-
tern des Flaggschiffs zu vermeiden, riss

die EU das Steuer herum. Das «Human
Brain Project» wurde inhaltlich neu aus-
gerichtet und bekam eine neue Organi-
sationsstruktur verpasst.

Damit sich solche Querelen beim
«Quantum Flagship» nicht wiederholen,
haben sich dieVerantwortlichen vonAn-
fang anGedanken darüber gemacht,wie
man ein Projekt dieser Grössenordnung
managt. So wurde zum Beispiel ein Gre-
mium geschaffen, das vornehmlich koor-
dinierende und unterstützende Aufga-
ben wahrnimmt und dafür sorgen soll,
dass die Ziele des «Quantum Flagships»
auch tatsächlich erreicht werden.

Es sei dasVerdienst von Calarco, dass
das Quanten-Flaggschiff-Projekt breit
abgestützt sei, sagt Wallraff. Zwar gebe
es hier und da Stimmen,die sich darüber
beklagten, auf Festkörpern beruhende
Ansätze seien bei der Auswahl der Pro-
jekte zu wenig berücksichtigt worden.
Die Gefahr, dass es wie beim «Human
Brain Project» zu lauten Protesten
kommt, siehtWallraff aber nicht.

Calarco betont, dass es bei der Aus-
wahl der Projekte keine strategischen
Vorgaben gegeben habe.Es sei allein auf
Grundlage der wissenschaftlichen Exzel-
lenz entschieden worden. Bei einem
«high risk, high gain»-Programm wie
dem «Quantum Flagship» könne man
zwar nicht versprechen, dass es den er-
hofften Erfolg bringe. Man habe aber
grosse Anstrengungen unternommen,
damit die Gelder der EU die best-
möglicheAnwendung fänden.

Ein supraleitender Chip wie in der Bildmitte soll zukünftigen Quantencomputern Beine machen. QUANTUM DEVICE LAB ETH ZÜRICH

IN KÜRZE

Erziehungsdirektoren-
Konferenz wird aufgelöst
(sda) · Die Deutschschweizer Erzie-
hungsdirektoren-Konferenz wird per
Ende2018aufgelöst.DerHauptgrundda-
für ist, dass der Lehrplan 21 in allen 21
beteiligten Kantonen und Liechtenstein
eingeführt wird. Zudem würden Fragen
der Lehrmittelkoordination hauptsäch-
lich innerhalb der InterkantonalenLehr-
mittelzentrale bearbeitet, heisst es in
einerMedienmitteilung.Diegemeinsame
Geschäftsstelle der drei Regionalkonfe-
renzen soll mit einem reduzierten Perso-
nalbestand weitergeführt werden. Für
jene Aufgaben, die die Regionalkonfe-
renzen weiterhin gemeinsam betreiben
würden, werde der Personalbestand von
knapp 400 Prozent im Jahr 2018 auf 200
Prozent im Jahr 2019 reduziert.

Die Waadt will Steuern
für den Mittelstand senken
(sda) · Die Waadtländer Regierung will
die Steuern zugunsten des Mittelstands
senken. Die Senkungen sollen 2020 und
2021wirksamwerden.Bewerkstelligtwer-
den sie über höhereAbzüge fürKranken-
kassenprämienundKinderbetreuung.Für
den Kanton schlagen sich die Steuer-
senkungen in Mindereinnahmen von 80
Millionen Franken 2020 und solchen von
121 Millionen Franken 2021 nieder. Die
Regierung reagiert damit auf eine vom
GrossenRatüberwieseneMotionderSVP.

Strafverfahren gegen
Baselbieter Regierungsrat
(sda) · Die Baselbieter Staatsanwalt-
schaft hat ein Verfahren gegen Regie-
rungsrat Thomas Weber eröffnet. Dieses
betrifft Vorgänge rund um die frühere
«Zentrale Arbeitsmarkt-Kontrolle»
(ZAK) zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit im Kanton Basel-Landschaft. Er-
mitteltwirdgegenWeberwegenVerdachts
auf «ungetreue Amtsführung», wie ein
Sprecher der Staatsanwaltschaft Basel-
Landschaft Angaben der Zeitung
«Schweiz amWochenende» bestätigte.

SP Luzern will Affäre
Villiger untersuchen lassen
(sda) · DieLuzernerSPwillwissen,obdie
Affäre um den Zuger Regierungsrat Beat
Villiger (CVP) auch eine der Luzerner
Staatsanwaltschaft sei.Sie fordert ineinem
dringlichen Postulat eine externe Unter-
suchung, damit abgeklärt werden könne,
ob der Zuger Magistrat von der Luzerner
Strafverfolgungsbehörde begünstigt wor-
den sei. Am 1.Oktober war der Zuger
Sicherheitsdirektor in die Schlagzeilen ge-
raten, weil er einer Frau ein Auto ausge-
liehenhatte,obwohldiesekeinenFahraus-
weis besass. Ausserdem wurde gegen ihn
wegen eines Kaufvertrages für das Auto
der Vorwurf der Urkundenfälschung er-
hoben. Die Luzerner Staatsanwaltschaft
hattedaraufhineinVerfahrengeführt,die-
ses jedoch eingestellt.

PK 80-32443-2
www.berghilfe.ch

Berghilfe-Projekt Nr.8960:
Neuer Barfussweg

sorgt für mehr Touristen.
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DIE AKTE HEFENHOFEN (3)

Der Kampf ums Geld
Für Bussen und Gerichtskosten musste der Tierquäler von Hefenhofen 100000 Franken zahlen – weit mehr erhielt er an Subventionen

JÖRG KRUMMENACHER

Gut 50 Gerichtsurteile reihen sich bis
jetzt im Fall Hefenhofen aneinander.Die
ersten beiden Strafurteile gegen den
Bauern undTierhalter Ulrich Kesselring
stammen aus den Jahren 1997 und 2003.
Seit 2005 sind ununterbrochen Verfah-
ren im Gang, oft mehrere parallel. Zu
den 100 000 Franken, die Kesselring in
all den Jahren für Bussen und Gerichts-
kosten aufbringen musste, kommen
Honorare in unbekannter Höhe für die
drei Anwälte, die ihn nacheinander ver-
traten. Im Thurgau gilt etwa bei Einsät-
zen als Offizialverteidiger ein stünd-
licher Honoraransatz von 200 Franken.

Vor dem Hintergrund von Kessel-
rings finanzieller Situation sind dies
hohe Beträge. Gerichtsurteile erwähnen
für ihn nur ein geringes steuerbares Ein-
kommen, für 2005 beispielsweise weder
ein steuerbares Einkommen noch Ver-
mögen. «Über die finanziellen Verhält-
nisse des Angeklagten liegen keine zu-
verlässigenDaten vor»,heisst es in einem
Urteil des Bezirksgerichts Arbon von
2008, zumal er «offenbar jeweils keine
Steuererklärung ausfüllt». Aktenkundig
war immerhin, dass Kesselring auch
«Eigentümer eines Hofs in Polen ist».
2009 wurden Betreibungen in sechsstel-
liger Höhe registriert.

«Gerichtsnotorisch»

Im Urteil vom 27.August 2018 bezeich-
net das Bundesverwaltungsgericht die
rund 50 Gerichtsfälle und die ausser-
gewöhnlichen Umstände des Falls
Hefenhofen als «gerichtsnotorische Be-
sonderheit des Einzelfalls». Es geht da-
von aus, dass derzeit bei Kesselring Be-

dürftigkeit sowohl mit Blick auf die Ein-
kommens- wie auf die Vermögensver-
hältnisse herrsche.

KeinWunder, stellte Kesselring wäh-
rend Jahren immer wieder Anträge auf
unentgeltliche Rechtspflege. ImRahmen
der Strafurteile wurden diese von den
Gerichten stets abgewiesen.Nicht so bei
den Verwaltungsverfahren. Zwar sahen
auch hier die Richter meistens keinen
Grund dafür, den permanent vorge-
brachtenAnträgen zu entsprechen.Doch
in immerhin vier Fällen hiessen sie die
unentgeltliche Rechtspflege gut, so dass
auch beimKantonThurgau in der Causa
Hefenhofen Gerichtskosten von 40 000
Franken aufgelaufen sind.

Bundesbeiträge vorenthalten

DasVeterinäramt des Kantons Thurgau
musste bei seinen Entscheiden sowohl
das Tierwohl wie auch die Existenz des

Bauernbetriebs im Auge behalten und
ein entsprechend verhältnismässiges
Vorgehen wählen.Dass es dabei oft kon-
fus agierte,wurde inTeil 2 dieser Hefen-
hofen-Serie aufgezeigt. Welche finan-
ziellen Konsequenzen dieses Vorgehen
hatte, lässt sich anhand eines bundes-
gerichtlichen Entscheids vom Januar
2012 darstellen.

Der Tierquäler von Hefenhofen er-
hielt zwischen 2008 und 2013 durch-
schnittlich Bundessubventionen inHöhe
von 73 500 Franken pro Jahr. Das seien
allgemeine Flächenbeiträge und allfäl-
lige Öko-Direktzahlungen gewesen,
keine Tierhalter- und Tierwohlbeiträge,
teilte das Bundesamt für Landwirtschaft
schon vor Jahresfrist mit. Damit wären
Kesselring weitere Beiträge von über
40 000 Franken vorenthalten worden –
dies aufgrund der nicht tiergerechten
Haltung. Allein: Wegen Fehlern des
Thurgauer Veterinäramts mussten diese

Beiträge auf Geheiss des Bundesgerichts
nachbezahlt werden.

So verpasste es das Veterinäramt
2008, auf dem Hof Kesselring eine Kon-
trolle durchzuführen. Es sei «umstritten,
wer diesen Umstand zu vertreten hat
und was daraus abzuleiten ist», stellten
die Richter fest. Unbestritten war aber,
dass das Amt Kesselring die Beiträge
nicht verweigern konnte, ohne dass es
den Hof kontrolliert hatte.

Veterinäramt widerspricht sich

Ein heilloses Durcheinander muss beim
Thurgauer Veterinäramt vor allem in
den Jahren 2009 und 2010 geherrscht
haben. Im Verfahren um ein Tierhalte-
verbot stellte dasVeterinäramt bei einer
Kontrolle am 13. November 2009 fest,
auf demHof Kesselring stehe betreffend
Tierhaltung alles zum Besten – was den
bisherigen Erfahrungen widersprach.

Nach Ansicht von Kesselrings Anwalt
gab es auch bei zwei Inspektionen im
Juni 2010 keine Beanstandungen. Kon-
trollberichte dazu fehlen allerdings.
Gleichzeitig erklärte der Kantonstierarzt
Paul Witzig, bis zum 27. Oktober 2010
habe Kesselring die Anforderungen an
den Tierschutz nie erfüllt.

Kurzum: Das Veterinäramt lehnte
einerseits ein Tierhalteverbot in Hefen-
hofen mit der Begründung ab, auf dem
Hof stehe alles zum Besten, anderseits
verweigerte es gleichzeitig die Zahlung
von Tierhalterbeiträgen, weil auf dem
Hof gegen den Tierschutz verstossen
werde. Das Gericht konnte angesichts
dieser sich selbst widersprechenden Be-
urteilung durch das Veterinäramt nicht
anders, als die Beschwerde Kesselrings
gutzuheissen. In der Folge mussten ihm
Beiträge für drei Jahre in Höhe von
mehr als 100 000 Franken nachbezahlt
werden.

Auch in den folgenden Jahren lande-
ten die Beitragszahlungen regelmässig
vor Gericht. Nun aber hatte Kesselring
keine Handhabe mehr gegen die massiv
vorgenommenen Kürzungen. Für das
Jahr 2013 beispielsweise schützte das
Bundesverwaltungsgericht einen Abzug
von 28 000 Franken aufgrund derVerlet-
zung von Tierschutzvorschriften.

Zu Recht in Untersuchungshaft

Keinen Erfolg hatte der Tierquäler auch
mit einer Schadenersatzforderung in
Höhe von 247 499 Franken. Er machte
sie geltend,nachdem er 2010 während 25
Tagen in Untersuchungshaft gesessen
hatte, da ihn die Untersuchungsbehör-
den verdächtigten, ins Wohnungsfenster
eines Gläubigers geschossen zu haben.
Das Verfahren verlief ebenso im Sande
wie die Forderung Kesselrings. Immer-
hin erhielt er nach einem juristischen
Seilziehen über alle Instanzen hinweg ei-
nige tausend Franken zusätzlich gut-
gesprochen fürAufwendungen,die er als
Folge einer von den Behörden angeord-
neten Leerung der Güllegruben auf sei-
nem Hof hatte.

Letztlich haben sowohl der Tier-
halter wie die Thurgauer Behörden
teuer für 20 Jahre Tierhaltung auf dem
Hof Kesselring bezahlt.Daran hat auch
der Erlös bei derVersteigerung der vom
Hof evakuierten Pferde nichts geändert,
der vorab dem Kanton zugutegekom-
men ist.

DIE AKTE HEFENHOFEN (3)
In einer dreiteiligen Serie wertet die NZZ
die Gerichtsakten zum Fall Hefenhofen
aus. Der erste Teil hat am Mittwoch
die Geschichte des Pferdehändlers erzählt,
der zweite Teil beleuchtete am Freitag
das Verhalten der Thurgauer Behörden,
der dritte nun befasst sich mit finanziellen
Aspekten rund um die 50 Gerichtsfälle.
Morgen Mittwoch veröffentlicht
der KantonThurgau den offiziellen
Untersuchungsbericht.

www.nzz.ch/schweiz

Einmal Verfassung, bitte
646 politisch zumeist unerfahrene Kandidaten kämpfen um einen Sitz im Walliser Verfassungsrat – bei einigen hat ein ETH-Algorithmus nachgeholfen

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

Natürlich, der schlagzeilenträchtigste
Walliser Urnengang dieses Jahres fand
im Juni statt. Das Nein zu «Sion 2026»
schlug national, ja international Wellen.
Dabei geht in der «Üsserschwiiz» fast
vergessen, dass es heuer noch ein weite-
res Politthema gibt, das die Walliser
Öffentlichkeit sogar zweimal über
Monate hinweg beschäftigt – eines, das
Staatsrat Frédéric Favre gegenüber dem
Parlament einst als bedeutender als
Olympia einstufte.

Am 25. November wählen die Bürger
die 130 Mitglieder des Verfassungsrats,
die ein neues Grundgesetz für den
Alpenkanton ausarbeiten sollen. Die
Wahl ist eine direkte Folge der Abstim-
mung vom 4.März dieses Jahres, als eine
deutlicheMehrheit der Bevölkerung der
Totalrevision der Verfassung von 1907
zustimmte und gleichzeitig beschloss, da-
mit einen entsprechenden Rat zu beauf-
tragen.DerVorschlag, dieAufgabe – wie
zuvor in zahlreichen, vor allemDeutsch-
schweizer Kantonen – dem Kantons-
parlament anzuvertrauen, fiel durch.Par-
teipolitischeGrabenkämpfe,wie man sie
aus dem Grossen Rat kennt, sollten ver-
mieden werden, lautete der Tenor.

Das neue Gremium wird dennoch
Züge eines Parlaments aufweisen.Abge-
sehen davon, dass es legiferieren muss,
entspricht die Zahl der Verfassungsräte
genau jener des Grossen Rats, und die
traditionellen Parteien treten mit jeweils
eigenen Listen zur Wahl an. Sie haben
sich freilich Mühe gegeben, den Willen
desVolkes zu respektieren. Sprich:Nicht
Politprofis sollen die künftigen Grund-
lagen des Zusammenlebens festschrei-
ben, sondern Vertreter der Zivilgesell-
schaft. Stolze 85 Prozent aller Kandida-
ten bekleiden bis anhin kein politisches
Amt. Mehrere Parteien haben im Rah-
men ihrer Vorauswahl gar ausdrücklich
festgehalten, keine bereits gewählten
Volksvertreter auf ihrer Liste zu akzep-
tieren.

Der unerwartete Ansturm

Erstaunlich ist insbesondere, wie viele
Bewerber sich um die 130 Sitze streiten.
Nicht weniger als 646 Kandidaten
haben sich bis Anfang Oktober bei der
Staatskanzlei gemeldet – also mehr als
doppelt so viele, wie sich im Frühling
2017 für die Parlamentswahlen aufstel-
len liessen. Mehrere Parteipräsidenten
betonen auf Anfrage, dass sie der An-

sturm überrascht habe, zumal sich die
Suche nach geeignetem Politpersonal
üblicherweise schwierig gestalte. «Die
fehlende Erfahrung kann durchaus ein
Vorteil sein», sagt FDP-Präsident René
Constantin. So würden die Novizen
ohne parteistrategische Überlegungen
politisieren und müssten aufgrund der
einmaligen Amtszeit auch nicht stetig
auf ihreWiederwahl schielen.Auffällig:
Im Oberwallis, das 34 Mandate stellen
darf, ist das Gerangel um die Sitze deut-
lich weniger gross.

Müsste man definieren, wer die Aus-
marchung derzeit ammeisten aufmischt,
würde die Wahl unweigerlich auf den
Appel Citoyen (AC) fallen. Sie sind so-
zusagen die Novizen unter den Novizen.
Gemäss der weltweit zu beobachtenden
Entwicklung,dass traditionelle politische
Kräfte an Einfluss verlieren, hat sich im
Vorfeld der März-Abstimmung eine
Bürgerbewegung gebildet, die gemäss
Einschätzung verschiedener Parteien bei
der Sitzverteilung ein ernstes Wörtchen
mitreden dürfte. 96 Kandidaten stellen
sich für den AC zur Verfügung, der sich
bewusst keiner politischen Linie ver-
schreibt.Wer dabei sein will, musste sich
einzig zu den sieben Grundwerten der
Bewegung bekennen. Diese sind so all-

gemein verfasst – von Freiheit über Zu-
sammenhalt bis zu Nachhaltigkeit –, dass
sich Personen mit unterschiedlichstem
Hintergrund darin wiederfinden können.
«Sie sollen dieWerte auf ihreWeise um-
setzen», sagt der Mitgründer Johan Ro-
chel. Die Beliebigkeit sieht er eher als
Vor- denn als Nachteil, da dies die Dis-
kussion befruchte.

Revolutionär war vielmehr die Art,
wie derAC dieAuswahl der Kandidaten
getroffen hat. Zuerst wurden basis-
demokratisch zwingendeMerkmale wie
die gleiche Vertretung von Frauen und
Männern oder der Anteil der verschie-
denen Altersklassen definiert. Danach
hat ein von der ETH Lausanne ent-
wickelter Algorithmus die Kriterien auf
dieWahllisten appliziert – mit der uner-
warteten Folge, dass in gewissen Bezir-
ken das mathematische Modell Männer
bevorteilt hat.

Sind 126 Gemeinden zu viel?

Steht dereinst fest, von wem die 130 Sitze
des Verfassungsrats belegt sein werden,
geht dieArbeit erst richtig los.Vier Jahre
haben dieMitglieder Zeit, um einen Ent-
wurf auszuarbeiten. Dass dies nicht zu
viel sein dürfte, zeigt sich an den sich be-

reits jetzt abzeichnenden Differenzen:
Hauptstreitpunkt wird die politische
Geografie des Kantons sein. Sollen die
13 Bezirke und 126 Gemeinden des zer-
stückelten Alpenkantons beibehalten
werden? Oder lassen sich mit grossflä-
chigeren Einheiten Projekte effizienter
und kostengünstiger umsetzen? Eben-
falls zu reden geben wird das Ausmass
der politischen Rechte, die manAuslän-
dern künftig zugestehen will. Nicht zu-
letzt erhitzt im katholischen Wallis das
Verhältnis zwischen Staat undKirche die
Gemüter. Fällt das Resultat – etwa auf-
grund der zu erwartenden starken Ver-
tretung der Zivilgesellschaft – zu pro-
gressiv aus, droht gar derAbsturz an der
Urne. Denn in letzter Instanz ist es die
Bevölkerung des mehrheitlich konserva-
tiven Kantons, die die neue Verfassung
gutheissen muss.

DerAppel Citoyen hat in seinen Sta-
tuten festgehalten, dass er sich nach ge-
taner Arbeit wieder auflösen wird. Den
angestammten Parteien eröffnet die
Kandidatur von politisch bisher nicht
aktiven Bürgern hingegen ungeahnte
Möglichkeiten. CVP-Präsident Serge
Métrailler: «Wir haben schon einige Per-
sönlichkeiten entdeckt, die wir gerne län-
gerfristig an uns binden würden.»

Die Pferde aus Hefenhofen wurden von der Armee versteigert. KARIN HOFER / NZZ


